
Muss etwas spar-
samer leben: Josef
Ackermann FOTO: RTR

T Von Hans Evert

Berlin – Josef Ackermann hat eini-
ge Tiefschläge erlitten. Die Deut-
sche Bank, das Unternehmen,
dem er vorsteht, verlor im ver-
gangenen Jahr fast vier Milliar-
den Euro. Sein Ruf als Wirt-
schaftsfachmann litt, als er im
Mai 2008 das Ende der Finanz-
krise nahe wähnte. Nun spürt er
die Krise auch beim Blick auf den
Kontoauszug: 1,4 Millionen Euro
verdiente Ackermann 2008, wie
aus dem Geschäftsbericht der

Bank hervorgeht. Es ist nur
ein Zehntel dessen, was er
noch 2007 von seinem Ar-
beitgeber überwiesen
bekam.

Ackermann be-
wegt sich nun, was
sein Gehalt betrifft,
in anderen, etwas
niederen Sphären.
Bundeskanzlerin
Angela Merkel, Jah-
reseinkommen rund
240 000 Euro, hält er
zwar noch deutlich auf

Distanz. Marco Pantelic je-
doch, nicht Bankvorstand,
sondern nur Bankdrücker bei

Hertha BSC, rangiert
mit 1,6 Millionen Eu-
ro vor Ackermann.

Pantelic würde
gern mehr verdie-
nen, was er oft
und gern erzählt.

Ackermann verzichtet klugerwei-
se darauf. Jahrelang hat er sich
mit Worten und mit Gestiken
(das „Victory-V“ beim Mannes-
mann-Prozess) sein Image als ab-
gehobener Banker und Kapitalist
erarbeitet. Nun stehen andere am
Pranger – Maria-Elisabeth
Schaeffler etwa, die mit der
Übernahme von Conti ihr Unter-
nehmen aufs Spiel setzt.

Allerdings dürfte Ackermann
auch mit 1,4 Millionen gut über
die Runden kommen. Ein Test
zeigt: Unterstellt man die günsti-

ge Steuerklasse drei (Ackermann
ist verheiratet) und Kinderfreibe-
trag (eine Tochter) bleiben im
Monat fast 60 000 Euro netto üb-
rig. Von der Pflicht zur Renten-
versicherung sind Vorstandsmit-
glieder befreit. Doch Ackermann
hat vermutlich ohnehin ausrei-
chend vorgesorgt. Nächstes Jahr
will er seinen Posten abgeben.
Seine Bank, verspricht er, soll bis
dahin wieder Gewinn machen.

Den Einkommensrechner finden Sie
unter www.morgenpost.de/bruttonetto

Josef Ackermanns persönliche Finanzkrise
1,4 Millionen Euro verdiente der Chef der Deutschen Bank 2008. Im Jahr davor waren es noch 14 Millionen
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Bei wechselnder Bewölkung
bleibt es trocken. Die Temperatu-
ren steigen von minus 4 auf 6
Grad. Mäßiger Südwind. Seite 30

Wetter

Wolkig, aber trocken, 6 Grad 

Auslandstarife

Handykosten sollen sinken
Die EU hat sich im Grundsatz auf Preissenkun-
gen für Handygespräche im Ausland geeinigt.
Eine SMS im Ausland soll ab Juli elf Cent
kosten ( jetzt: bis zu 49 Cent). Die Kosten für
Anrufe sollen 2009 auf 43 Cent, 2010 auf
39 Cent und 2011auf 35 Cent pro Minute fallen.
Eingehende Anrufe sollen 19 Cent kosten. Das
Parlament muss im April noch zustimmen. 

Ukraine

Neuer Gasstreit mit Russland
Der Gasstreit zwischen Russland und der
Ukraine droht neu zu entflammen: Als Re-
aktion auf die Einigung der Regierung in Kiew
mit der EU über die Modernisierung des ukrai-
nischen Pipeline-Netzes sagte Russland für
nächste Woche geplante Gespräche ab. Ohne
eine Einbindung Moskaus sei das Abkommen
sinnlos. 

Schwabach

Adolf Hitler noch Ehrenbürger
Erst knapp 64 Jahre nach Kriegsende will die
mittelfränkische Stadt Schwabach Adolf Hitler
die Ehrenbürgerschaft aberkennen. Es sei
davon auszugehen, dass die Mehrheit des
Stadtrates zustimmen würde, sagte eine Spre-
cherin. Der langjährige Oberbürgermeister
Hans Hocheder (SPD) habe sich 1948 bewusst
dafür entschieden, Hitler nicht von der Liste
zu streichen, um damit ein Mahnmal zu setzen. 

Sozialgericht

Kein Hartz IV für Haustiere
Hartz-IV-Leistungen sind nicht für die Ver-
sorgung von Haustieren gedacht. Mit dieser
Entscheidung hat das Sozialgericht Gießen die
Zahlung von ALG II an eine Hunde züchtende
Familie abgelehnt. Demnach deckten die Ein-
nahmen aus dem Welpenverkauf und andere
Einkünfte den Bedarf der Familie und die
Kosten der Tierzucht (Az.: S 29 AS 3/09 ER). 
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Der Leitindex steigt um 0,26 Prozent
auf 4187,36 Punkte. 
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Der Wert der Währung sinkt um
0,38 Prozent auf 1,3507 US-Dollar.
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Ermittler und Mana-
ger schweigen zu den
Vorwürfen. Seite 10
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1809 wurde der erste Polizei-
präsident ernannt. 64 Mann soll-
ten die Bürger schützen. S. 15

Neue Serie: 200 Jahre
Berliner Polizei 

W
ie es ist. Selbst inna dicksten Finanzkrise
zeigt sich: Wirklich reich is nur der
Scheich! Kommt da so’n freundlicher

Wüstensohn aus Abu Dhabi und kooft ma eben
für 1,9 Milljarden Daimler-Aktien. Und det
Dollste is, det die Scheichs mit Mercedes nu
Elektro-Autos bauen woll’n, falls ihnen det Öl
ma ausjeht. Det nenn’ ick zukunftsweisend.
Von solchen Investoren könnten wa noch’n
paar mehr jebroochen. Villeicht finden sich ja
für Opel, die Hypo Real Estate und Frau
Schäffler ooch noch’n paar Scheichs … Ick
finde, unsa neua Wirtschaftsminista sollte ma
jleich in die Emirate fahrn und Anjebote ma-
chen. Allemal bessa, als wenn der deutsche
Steuerzahler für allet uffkommen muss.

kasupke@morgenpost.de
Kasupke im Internet: www.morgenpost.de/kasupke

Kasupke sagt …

Berlin – Bundespräsident Horst
Köhler hat die Deutschen auf
harte Zeiten eingestimmt. In sei-
ner vierten Berliner Rede verur-
teilte er gestern die Auswüchse
der Finanzmärkte. Union und
SPD warnte er davor, die Krise
bis zur Wahl als „Kulisse für
Schaukämpfe“ zu missbrauchen.

Köhler legte in der 30-minüti-
gen Ansprache, die unter der
Überschrift „Glaubwürdigkeit
der Freiheit“ stand, erstmals sei-
ne Position zur Wirtschaftskrise
umfassend dar. Der Auftritt wur-
de mit Spannung erwartet, weil
Köhler sich am 23. Mai für weite-
re fünf Amtsjahre zur Wieder-
wahl stellt. 

Die Wirtschafts- und Finanz-
krise bezeichnete Köhler als „Be-
währungsprobe für die Demo-
kratie“. Die Arbeitslosigkeit wer-
de deutlich steigen. Nötig sei eine

neue Finanzmarktordnung, die
bessere Regeln, effektive Auf-
sicht und wirksame Haftung ga-
rantiere. „Der Markt braucht Re-
geln und Moral“, sagte Köhler.
Und: „Es braucht einen starken
Staat, der dem Markt Regeln
setzt und für ihre Durchsetzung
sorgt.“ 

Der Bundespräsident appel-
lierte an die Bundesbürger, sich
neue Ziele zu setzen und Spar-
samkeit als Ausdruck von An-
stand zu verstehen. „Wir dürfen
uns nichts vormachen: Die kom-
menden Monate werden sehr
hart“, sagte Köhler vor rund 300
Gästen in der Berliner Elisabeth-
kirche in Mitte. 

Lob zollte der Bundespräsi-
dent dem bisherigen Krisenma-
nagement der großen Koalition.
Bundesregierung und Bundestag
hätten in den vergangenen Mona-
ten kurzatmigen Aktionismus
vermieden, sagte er. 

Der Auftritt fand parteiüber-
greifend Beifall. Bundeskanzle-
rin Angela Merkel (CDU) nannte
die Rede gestern Abend „beein-
druckend“. SPD-Fraktionschef
Peter Struck sprach von einer
„beachtlichen Rede“, FDP-Chef
Westerwelle sagte, sie sei „zu-
kunftsweisend“. Seiten 2 und 3

Köhler: „Die
kommenden

Monate werden
sehr hart“ 
Parteien loben
Berliner Rede 

Berlin – Innenminister Wolfgang
Schäuble (CDU) hat gestern die
bundesweit einheitliche Behör-
dennummer 115 freigeschaltet.
Künftig sollen alle Bürgeranfra-
gen zwischen 8 und 18 Uhr unter
dieser Telefonnummer beant-
wortet werden. Das Pilotprojekt
beginnt zunächst in Berlin, Ham-
burg, Düsseldorf und mehreren
Landkreisen in Nordrhein-West-
falen und Hessen. Nicht dabei ist
Brandenburg. Die einheitliche
Behördennummer geht über die
bisherige Berliner Servicenum-
mer 900 hinaus. „Bundesweit
sind 20 000 Behörden beteiligt“,
sagte Berlins Innensenator Ehr-
hart Körting (SPD). Der bundes-
weite Service kostet je nach Tele-
fontarif zwischen 7 und 9,7 Cent
pro Minute. Mehrere Tausend
Anrufer nutzten den Service ges-
tern bereits. Körting musste zu-
geben, dass es deshalb zu langen
Warteschleifen kam. Auch die
Berliner Morgenpost hat die 115
in Berlin und in Hamburg getes-
tet. Die Ergebnisse: Seite 11

Morgenpost
testet neue
115-Hotline 

men aus der Nachbarschaft sind. Unter-
dessen mahnte die Staatssekretärin für
Wirtschaft, Technologie und Frauen, Al-
muth Nehring-Venus, bei der IHK Berlin
eine familienbewusstere Unternehmens-

Berlin – Es ist ein neues Konzept, das Schu-
le machen könnte. In Lichtenrade haben
sich rund 250 Firmen in dem Verein Unter-
nehmens-Netzwerk Motzener Straße zu-
sammengefunden, der nun eine eigene Ki-

ta eröffnet hat. In der Kaengoo-Kita an der
Blohmstraße können die Kinder von 6 bis
21 Uhr betreut werden. Das Angebot rich-
tet sich damit speziell an Eltern, die Mitar-
beiter von mittelständischen Unterneh-

kultur an. Auch Väter übernähmen inzwi-
schen mehr Verantwortung bei der Kin-
dererziehung, weshalb die Unternehmen
die Ansprüche männlicher Mitarbeiter
stärker berücksichtigen müssten. BM

Ein Platz an der Sonne

Ganz Sonnenschein: Die vierjährige Laura fühlt sich trotz des ungemütlichen Berliner Wetters in der neuen Kaengoo-Kita an der Blohmstraße in Lichtenrade sichtlich wohl FOTO: M. HUNGER

andere wissenschaftliche Ein-
richtungen, vornehmlich in Bau-
projekte. Das geht aus der fast
700 Seiten starken Liste der In-
vestitionsprojekte hervor, die der
Senat heute dem Abgeordneten-
haus vorlegt. Insgesamt fließen
2009 und 2010 rund 632 Millio-
nen Euro in 788 Maßnahmen.

Insgesamt 1343 Anträge hatten
Bezirke, Senatsverwaltungen und
andere öffentliche Stellen beim
Senat eingereicht. Der angemel-
dete Bedarf lag mit 1,06 Milliar-
den Euro deutlich über den zur
Verfügung stehenden Mitteln des
Bundes und des Landes. Finanz-

senator Thilo Sarrazin (SPD) sag-
te, die Maßnahmen seien so aus-
gewählt worden, dass sie alle ei-
nen Anteil der vom Bund gefor-
derten energetischen Sanierung
beinhalteten. In der Summe kä-
men die vorgeschriebenen 40
Prozent der Ausgaben für diesen
Zweck zusammen. „Wir kombi-
nieren Sanierung und Umbau“,
erklärte Sarrazin. So werde an
vielen Schulen eine Mensa ge-
baut, gleichzeitig werden Dach,
Fassade und Fenster erneuert. 

Aus dem Konjunkturpaket
werden auch die Bäderbetriebe
bedacht, die Krankenhäuser und

die Behördengebäude, die für
mehr als 100 Millionen Euro
energetisch saniert werden.

Außerdem will der Senat Mit-
tel aus einem neuen Programm
zur Förderung von Investitionen
in nationale Unesco-Welterbe-
stätten beantragen. Berlin will
das Umfeld der Museumsinsel
und drei architektonisch wichtige
Wohnsiedlungen in den kommen-
den Jahren für 36 Millionen Euro
denkmalgerecht sanieren und die
Energieversorgung modernisie-
ren. Dafür will die Bauverwal-
tung 13,7 Millionen Euro vom
Bund. Seiten 12 u. 13

T Von Joachim Fahrun

Berlin – Berlin wird in den kom-
menden zwei Jahren 181 allge-
meinbildende Schulen und 202
Kindertagesstätten sanieren. Das
Geld stammt aus dem Konjunk-
turpaket II, über die Verwendung
hat der Senat gestern entschie-
den. Die Berliner Schulen werden
insgesamt mit 199 Millionen Euro
bedacht, die Kitas mit 92 Millio-
nen Euro. Hinzu kommen Inves-
titionen in Oberstufenzentren
und Privatschulen. Zudem flie-
ßen 137 Millionen Euro in Uni-
versitäten, Fachhochschulen und

Berlin saniert 383 Kitas und Schulen
Senat beschließt Investitionen von 632 Millionen Euro – Geld auch für Unis, Bäder, Krankenhäuser

John-Lennon-Gymnasium Die
Oberstufenschüler des Berliner
John-Lennon-Gymnasiums
haben sich für einen späteren
Schulbeginn entschieden. Da-
her plant die Schule, den Unter-
richtsbeginn im Winter von 8
Uhr auf 9 Uhr zu verschieben.
Knapp 60 Prozent der Ober-
stufenschüler hatten gestern in
einer Abstimmung für den
entspannten Start in den Tag
votiert, heute sollen die übrigen
Schüler ihre Stimme abgeben. 

Schule ab 9 Uhr

Bis Staatspräsident Václav
Klaus den Auftrag zur Regie-
rungsbildung neu vergibt, bleibt
das Kabinett geschäftsführend im
Amt. Der als EU-kritisch bekann-
te Klaus, dem nun eine Schlüssel-
rolle zufällt, hat sich bisher nicht
zu seinen Plänen geäußert. To-
polánek räumte am Abend ein,
dass seine Position als EU-Rats-
präsident nun deutlich ge-
schwächt sei. Der CDU-Europa-
Abgeordnete Elmar Brok sagte,
damit könne der EU-Reformver-
trag möglicherweise „beerdigt
werden“. Seite 4

Prag – Das tschechische Parla-
ment hat gestern Abend Minis-
terpräsident Mirek Topolánek
das Misstrauen ausgesprochen.
Damit wird der amtierende EU-
Ratspräsident zum Rücktritt ge-
zwungen. 101 der in Prag anwe-
senden 200 Abgeordneten
stimmten für den Antrag der Op-
position und erreichten damit ex-
akt die notwendige absolute
Mehrheit. Ein Grund für den
Misstrauensantrag war Kritik an
den Maßnahmen von Topoláneks
Drei-Parteien-Koalition im
Kampf gegen die Finanzkrise. 

Tschechien: Sturz der
Regierung bringt EU in Not

Wolfsburg – Die Chancen für eine
Aufstockung der Abwrackprämie
sind deutlich gestiegen. Vize-
kanzler Frank-Walter Steinmeier
(SPD) sprach sich gestern dafür
aus, die Maßnahme bei anhalten-
der Krise der Autoindustrie zu
verlängern. „Wenn es schwierig
bleibt, werden wir auf das einzige
Instrument für die Autobranche
nicht verzichten können“, sagte
er. Die bisher für die Prämie vor-
gesehenen 1,5 Milliarden Euro
seien voraussichtlich bereits Os-
tern ausgeschöpft. Steinmeier de-
mentierte allerdings Berichte, es

gebe in der Koalition bereits eine
Einigung darüber, die Prämie um
eine weitere Milliarde aufzusto-
cken. Aber auch aus der Union
kommen bereits Signale für eine
Verlängerung der Umweltprä-
mie. Wirtschaftsminister Karl-
Theodor zu Guttenberg (CSU)
schlug vor, das Finanzministeri-
um solle für eine Verlängerung ei-
nen „Sondertopf“ auflegen. Es
sei „eine Frage der Vernunft“. Die
freien Kfz-Händler warnten ges-
tern unterdessen vor „chaoti-
schen Zuständen“ sollte die Prä-
mie nicht verlängert werden. S. 2

Abwrackprämie: Koalition
ringt um Verlängerung 

ANZEIGE

Jerusalem – Der designierte israe-
lische Ministerpräsident Benja-
min Netanjahu hat die Arbeits-
partei unter Ehud Barak für seine
Regierung gewonnen. Laut der
erzielten Koalitionsvereinbarung
will der Konservative Netanjahu
alle internationalen Verpflich-
tungen Israels einhalten, wozu
auch die Bildung eines Palästi-
nenserstaates gehört. Die Ar-
beitspartei stimmte der Beteili-
gung an der Regierung gestern
zu. Zuvor hatte sich die ultrarech-
te Partei „Unser Haus Israel“
Nethanjahu angeschlossen. S. 4

Barak dabei:
Israels neue

Koalition steht
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